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Text 

Artikel 5 

Konsularische Aufgaben 

Die konsularischen Aufgaben bestehen darin, 

 a) die Interessen des Entsendestaats sowie seiner Angehörigen, und zwar sowohl natürlicher als 
auch juristischer Personen, im Empfangsstaat innerhalb der völkerrechtlich zulässigen Grenzen 
zu schützen; 

 b) die Entwicklung kommerzieller, wirtschaftlicher, kultureller und wissenschaftlicher Beziehungen 
zwischen dem Entsendestaat und dem Empfangsstaat zu fördern und zwischen ihnen auch sonst 
nach Maßgabe dieses Übereinkommens freundschaftliche Beziehungen zu pflegen; 

 c) sich mit allen rechtmäßigen Mitteln über Verhältnisse und Entwicklungen im kommerziellen, 
wirtschaftlichen, kulturellen und wissenschaftlichen Leben des Empfangsstaats zu unterrichten, 
an die Regierung des Entsendestaats darüber zu berichten und interessierten Personen Auskünfte 
zu erteilen; 

 d) den Angehörigen des Entsendestaats Pässe und Reiseausweise und den Personen, die sich in den 
Entsendestaat zu begeben wünschen, Sichtvermerke oder entsprechende Urkunden auszustellen; 

 e) den Angehörigen des Entsendestaats, und zwar sowohl natürlichen als auch juristischen 
Personen, Hilfe und Beistand zu leisten; 

 f) notarielle, standesamtliche und ähnliche Befugnisse auszuüben sowie bestimmte 
Verwaltungsaufgaben wahrzunehmen, soweit die Gesetze und sonstigen Rechtsvorschriften des 
Empfangsstaats dem nicht entgegenstehen; 

 g) bei Nachlaßsachen im Hoheitsgebiet des Empfangsstaats die Interessen von Angehörigen des 
Entsendestaats, und zwar sowohl natürlicher als auch juristischer Personen, nach Maßgabe der 
Gesetze und sonstigen Rechtsvorschriften des Empfangsstaats zu wahren; 

 h) im Rahmen der Gesetze und sonstigen Rechtsvorschriften des Empfangsstaats die Interessen 
minderjähriger und anderer nicht voll handlungsfähiger Angehöriger des Entsendestaats zu 
wahren, insbesondere wenn für sie eine Vormundschaft oder Pflegschaft erforderlich ist; 
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 i) vorbehaltlich der im Empfangsstaat geltenden Gepflogenheiten und Verfahren die Angehörigen 
des Entsendestaats vor den Gerichten und anderen Behörden des Empfangsstaats zu vertreten 
oder für ihre angemessene Vertretung zu sorgen, um entsprechend den Gesetzen und sonstigen 
Rechtsvorschriften des Empfangsstaats vorläufig Maßnahmen zur Wahrung der Rechte und 
Interessen dieser Staatsangehörigen zu erwirken, wenn diese wegen Abwesenheit oder aus einem 
anderen Grund ihre Rechte und Interessen nicht selbst rechtzeitig verteidigen können; 

 j) gerichtliche und außergerichtliche Urkunden zu übermitteln und Rechtshilfeersuchen zu 
erledigen, soweit dies geltenden internationalen Übereinkünften entspricht oder, in Ermangelung 
solcher, mit den Gesetzen und sonstigen Rechtsvorschriften des Empfangsstaats vereinbar ist; 

 k) die in den Gesetzen und sonstigen Rechtsvorschriften des Entsendestaats vorgesehenen Rechte 
zur Kontrolle und Aufsicht über die See- und Binnenschiffe, welche die Staatszugehörigkeit des 
Entsendestaats besitzen, und über die in diesem Staat registrierten Luftfahrzeuge sowie über die 
Besatzungen dieser Schiffe und Luftfahrzeuge auszuüben; 

 l) den unter Buchstabe k bezeichneten Schiffen und Luftfahrzeugen sowie ihren Besatzungen Hilfe 
zu leisten, Erklärungen über die Reise dieser Schiffe entgegenzunehmen, Schiffspapiere zu 
prüfen und zu stempeln, unbeschadet der Befugnisse der Behörden des Empfangsstaats 
Erhebungen über Vorfälle während der Reise durchzuführen und, soweit dies nach den Gesetzen 
und sonstigen Rechtsvorschriften des Entsendestaats zulässig ist, Streitigkeiten jeder Art 
zwischen Kapitän, Offizieren und Mannschaften beizulegen; 

 m) alle anderen der konsularischen Vertretung vom Entsendestaat zugewiesenen Aufgaben 
wahrzunehmen, die nicht durch Gesetze und sonstige Rechtsvorschriften des Empfangsstaats 
verboten sind oder gegen die der Empfangsstaat keinen Einspruch erhebt oder die in den 
zwischen dem Entsendestaat und dem Empfangsstaat in Kraft befindlichen internationalen 
Übereinkünften erwähnt sind. 

Anmerkung 

Siehe zu Art. 5 lit. f die V, BGBl. Nr. 140/1984. 
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